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GELEITWORT 

Handels- und Steuerbilanz sind in Deutschland seit über 100 Jahren in 
einer weltweit fast einzigartigen Form durch die Maßgeblichkeit verbunden. 
Ursprünglich mit dem Ziel eingeführt, die Rechnungslegungsvorschriften 
für die Kaufleute zu erleichtern, hat sich diese Maßgeblichkeit zu einem 
äußerst komplexen Beziehungsgeflecht mit ständig weiterwuchernden Ver­
knüpfungen auf einer wachsenden Zahl von Ebenen entwickelt. Das in 
Leitlinien und Details immer weniger durchschaubare komplexe Geflecht 
erscheint allerdings immer weniger gesetzlich abgesichert zu sein. Verwir­
rung und Widersprüche finden sich nicht nur in der Literatur, sondern auch 
in den höchstrichterlichen Urteilen. Sie kommen zudem in dem raschen 
Ersatz des § 6 Abs. 3 EStG durch § 5 Abs. 1 Satz 2 EStG zum Ausdruck, 
der zeigt, daß auch der Gesetzgeber das entstandene Geflecht nicht mehr 
voll durchschaut. 

Stobbe hat sich auf die Aufgabe eingelassen, die Maßgeblichkeit mit 
ihren verschiedenen Varianten und mit den verschlungenen Bindungen 
zwischen Handels- und Steuerbilanz einmal umfassend zu durchleuchten. 
Nicht zuletzt auf Basis einer eigenen praxisnahen Theorie und großen 
Fleißes bei der Literaturarbeit gelingt das in überzeugender Weise. Die 
Arbeit zeigt die zentralen Interpretationsrichtungen in der Literatur auf und 
setzt sich mit ihnen sowohl rechtlich-systematisch als auch ökonomisch 
auseinander. Sie liefert damit einen für die inzwischen breit eingesetzte 
Diskussion über die Maßgeblichkeit unverzichtbaren systematischen Über­
blick über die verwirrende Literatur. Mit der eigenen Theorie, den heraus­
gearbeiteten Ungereimtheiten und ökonomischen Unverträglichkeiten zeigt 
sie zugleich Wege zur Verbesserung auf. Derartige Anregungen sind nicht 
zuletzt vor dem Hintergrund einer immer näher zusammenrückenden Welt 
wertvoll, in der auch Rechnungslegungsvorschriften zweckmäßig und wett­
bewerbsfähig sein müssen. 

Prof. Dr. Thomas Schildbach 
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VORWORT 

Der Maßgeblichkeitsgundsatz ist "im Fluß". Dies waren die Ausgangs­
überlegungen für den Beginn der vorliegenden Dissertation. Während ur­
sprünglich die Bilanzierung steuerfreier Rücklagen in der Handelsbilanz 
der Anknüpfungspunkt meiner Arbeit war, so änderten sich meine Überle­
gungen bin zu einer möglichst umfassenden Darstellung der Verknüpfung 
handels- und steuerrechtlicher Rechnungslegung. Dabei danke ich in erster 
Linie meinem verehrten Doktorvater Professor Dr. Thomas Schildbach für 
die vorzügliche Betreuung und die zahlreichen interessanten Diskussionen 
sowie Herrn Professor Dr. Klaus Dittmar Haase für die Übernahme des 
Zweitgutachtens herzlich. Zu danken habe ich allen wissenschaftlichen Mit­
arbeitern, Sekretärinnen und studentischen Hilfskräften des Lehrstuhls für 
Betriebswirtschaftslehre mit Schwerpunkt für Investitions- und Unterneh­
mensrechnung an der Universtität Passau für ihre Unterstützung. Positive 
Faktoren waren dabei insbesondere das gute Lehrstuhlklima und die stete 
Diskussionsbereitschaft meiner Kollegen. Ein besonderer Dank gilt an die­
ser Stelle Herrn Dipl.-Kfm. Michael Feldhaff und Herrn Dipl.-Kfm. Stefan 
Koenen. 

Im Rahmen der Fertigstellung und Endredaktion der Dissertation wurde 
ich von zahlreichen Freunden und Studenten unterstützt, denen ich zu Dank 
verpflichtet bin. Hervorzuheben sind dabei insbesondere Herr Dipl.-Kfm. 
Dirk Briininghaus, mit dem ich zahlreiche rechtliche Probleme des Maß­
geblichkeitsprinzips und ihrer Auswirkungen in vielen Stunden fachkundig 
diskutieren konnte, sowie Frau Rechtsreferendarin Ursula Weßling und 
Herrn Dipl.-Kfm. Hermann Watzinger für die kritische Durchsicht des 
Manuskripts, ohne deren Hilfe das vorliegende Werk wesentlich mehr 
formale Ungereimtheiten enthalten würde. 



8 Vorwort 

Während des letzten Jahres meiner Dissertation wurde ich von der 
Arthur Andersen-Stiftung im Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 
e.V. finanziell unterstützt. Ohne diese Form der Unterstützung wäre es 
nicht möglich gewesen, die Dissertation noch im Jahre 1990 fertigzustellen. 
Für diese unabhängige und großzügige Förderung der Stiftung danke ich 
ganz herzlich. Ferner danke ich den Herren Professores J. Lang und J. P. 
Meincke für Übernahme des Werkes in die Reihe "Schriften zum Steuer­
recht". 

Passau, im März 1991 Thomas Stobbe 
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A. ÜBERBLICK 

Das Verhältnis der handels- und steuerrechtlichen Rechnungslegung ist 
in Deutschland seit über 100 Jahren vom sogenannten Maßgeblichkeits­
grundsatz geprägt. Dieser Grundsatz ist schon seit mehreren Jahren auf­
grund von verschiedenen BFH-Entscheidungen und Gesetzesänderungen 
Gegenstand heftiger Diskussionen. Dabei hat sich gezeigt, daß die Rechts­
lage sehr unterschiedlich interpretiert worden ist und interpretiert wird. 

Das Maßgeblichkeitsprinzip, das man auch allgemein als "Maßgeblichkeit 
der Handelsbilanz für die Steuerbilanz"1 bezeichnet, wird in dieser Arbeit 
aus theoretischer Sicht und aus der Sicht des gegenwärtigen Rechtssystems 
analysiert. Nach einer kurzen Abhandlung über die Zwecke der handels­
und steuerrechtlichen Rechnungslegung werden in Form von Modellen ver­
schiedene Maßgeblichkeitsausprägungen unabhängig vom derzeitigen 
Rechtszustand vorgestellt. Die verschiedenen Maßgeblichkeitsausprägungen 
werden anschließend bei der Darstellung der verschiedenen Meinungen des 
gegenwärtigen Handels- und Steuerbilanzrechts untersucht. Probleme der 
Zuordnung von bestimmten Formen der Maßgeblichkeit bereitet dabei die 
unklare Rechtslage. Diese wird insbesondere für den Bereich der im 
Handelsrecht und im Steuerrecht kodifizierten Wahlrechte erläutert wer­
den. 

Im Rahmen der Darstellung der verschiedenen Meinungen wird es daher 
notwendig sein, zum derzeitigen Rechtssystem der Verknüpfung der 
handels- und steuerrechtlichen Rechnungslegung Reformvorschläge zu ma­
chen und zur Diskussion zu stellen. Dabei wird auch die Neuregelung des § 
5 Abs. 1 Satz 2 EStG nach dem Steuerreformgesetz 1990 in der Fassung des 
Wohnungsbauförderungsgesetzes berücksichtigt. 

1 ZB. Haberstock ( 19 89), S. 139. 



B. DIE BERÜCKSICHTIGUNG DES STAATES BEI DEN 
ZWECKEN UND DER VERKNÜPFUNG DER HANDELS­
UND STEUERRECHTLICHEN RECHNUNGSLEGUNG 

1. Grundlagen 

An einem Unternehmen sind verschiedene Gruppen vertraglich ge­
bunden bzw. interessiert. Im Rahmen der Kompetenzabgrenzung gibt es 
verschiedene Beziehungen zwischen Auftraggebern und Beauftragten, die 
auch als Principal-Agent-Beziehungen bezeichnet werden.1 Dabei sind ins­
besondere folgende Gruppen zu beachten: 

- Eigner, 
- Management, 
- Gläubiger und 
- Staat.2 

Die Interessen des Staates, die im Rahmen dieser Arbeit aufgrund der 
Auswirkungen für den Fiskus besonders zu würdigen sind, können als 
Begründung für das Maßgeblichkeitsprinzip herangezogen werden, da der 
Staat im Rahmen der Steuerbemessungsfunktion eine Größe als Besteue­
rungsgrundlage für die Ertragsteuern heranzieht, die - zumindest teilweise -
an handelsrechtliche Regelungen und/oder Größen anknüpft. Ferner ist zu 
beachten, daß bei gegenseitiger Abhängigkeit der handels- und steuerrecht­
lichen Rechnungslegung der Staat auch in das System der handelsrecht­
lichen Rechnungslegung eingreift und diese somit beeinflussen kann. 

1 Vgl. Jensen/Meckling (1976), S. 308; Arrow (1985), S. 37; Ewert (1986), S. 1; Schneider 
(1987 a), S. 26; Swoboda (1987), S. 49. 

2 Die Beziehungen zwischen Eignern, Management und Gläubigem werden in der vorlie­
genden Arbeit nicht behandelt; siehe hierzu z.B.: Schildbach/Stobbe (1987), S. 26 ff. sowie 
Streim u.a. (1988), S. 9-24. 
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Im Rahmen dieser Arbeit wird anhand der Rechtsvorschriften unter­
sucht, inwieweit der Staat unter den an einer Unternehmung beteiligten 
Gruppen eine besondere Stellung hat. 

Als Begründung hierfür könnte die These herangezogen werden, daß der 
Staat zur Erzielung von Steuereinnahmen als "Principal"3 das Steuersystem 
durch Gesetze festlegen und dabei die "Aufteilungsregeln für das 
Unternehmensergebnis',4 definieren kann.5 Er kann dabei unter Beachtung 
bestimmter Besteuerungspostulate für die Beteiligung am Unterneh­
mensergebnis eine eigenständige steuerrechtliche Gewinnermittlung festle­
gen oder eine Größe heranziehen, welche an die handelsrechtliche Gewinn­
ermittlung gekoppelt ist. Dies würde der Auffassung entsprechen, daß der 
Fiskus als stiller und gleichberechtigter Teilhaber am Unternehmenserfolg 
genauso behandelt werden soll wie die Anteilseigner.6 

Im Rahmen dieser Arbeit wird auf der Basis des gegenwärtigen Rechts­
systems untersucht, ob der Staat in Gestalt des Fiskus als gleichberechtiger 
oder bevorzugter Teilhaber am Unternehmenserfolg behandelt wird.7 Folgt 
man der Ansicht, daß der Staat als stiller (gleichberechtigter) Teilhaber8 am 
Unternehmenserfolg genauso behandelt werden soll wie die Anteilseigner, 
so kann dies als Begründung für die Verknüpfung der handels- und steuer­
rechtlichen Rechnungslegung in Gestalt des Maßgeblichkeitsprinzips 
herangezogen werden. Daher muß in der vorliegenden Arbeit untersucht 
werden, ob im gegenwärtigen Rechtssystem Unterschiede zwischen den 
handels- und steuerrechtlichen Gewinnermittlungsregeln bestehen und wie 
gegebenenfalls derartige Unterschiede zu begründen sind. 

3 Swoboda (1987), S. 51. 
4 Swoboda (1987), S. 51. 
5 Vgl. Swoboda (1987), S. 5 1; siehe hierzu auch: Schneider (1987 b), S. 448; ders. (1988), S. 

22 f. 
6 Ansätze für derartige Forderungen sind zu finden bei: Wall (1954), S. 298; Kahl (1956), S. 

85 f.; Moxter (1982 a), S. 207 und 211; Döllerer (1983), S. 172; Clemm/Nonnenmacher 
(1985), S. 240 f. Diese Forderung kann man auf die Ermittlung der Steuerbemes­
sungsgrundlagen beschränken. Über den Steuersatz kann man dann die Höhe der Steuer• 
zahlungen bestimmen. 

7 Dabei wird nur die Bemessungsgrundlage der Besteuerung, also der steuerrechtliche 
Erfolg, betrachtet. Die Steuersatzproblematik, die bei dieser These auch berücksichtigt 
werden müßte, wird in der vorliegenden Arbeit nicht behandelt. 

8 Nach dem Urteil des Königlich Preußischen Oberverwaltungsgerichts in Staatssteuer­
sachen vom 2.7.1902, Ergänzungsband X, S. 305, entsprach die Rechtsteilung des Fiskus 
(Steuergläubigers) der eines stillen Gesellschafters; siehe hierzu Barth (1955), S. 225 f. 




